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Drucksache IY/276 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmelde wesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Europäischen Übereinkommen 
vom 13. Dezember 1957 über Straßenmarkierungen 

— Drucksache IV/ 177 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seifriz 


Mit dem Übereinkommen über Straßenmarkierun- 
gen hat die Vv^irtschaftskommission für Europa der 
Vereinten Nationen (ECE) einen weiteren Schritt 
zur Integrierung des europäischen Straßenverkehrs 
getan. Es folgt dem Übereinkommen über den Stra- 
ßenverkehr vom 19. September 1949, in dem ein- 
heitliche Verkehrsregeln aufgestellt sowie die Vor- 
aussetzungen der Zulassung von Personen und 
Kraftfahrzeugen zum internationalen Straßenver- 
kehr geregelt sind, und dem Protokoll über Straßen- 
verkehrszeichen, ebenfalls vom 19. September 1949, 
das die internationalen lotrecht angebrachten Ver- 
kehrszeichen enthält. 

Das Übereinkommen vom 13. Dezember 1957 legt 
das Aussehen und die Bedeutung der Straßenmar- 
kierungen fest. Es werden Längsmarkierungen, 
Quermarkierungen und sonstige Markierungen un- 
terschieden. Damit sind die gleichen horizontal an- 
gebrachten Verkehrszeichen gemeint, wie sie in der 
Bundesrepublik Deutschland bereits durch Verord- 
nung vom 24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1131) 
eingeführt worden sind. Bei den Beratungen des 
Übereinkommens waren die deutschen Vorschriften 
und Erfahrungen von erheblicher Bedeutung. Auch 
die Entschließung Nr. 91 des ECE-Unterausschus- 
ses Straßenverkehr, die in der Drucksache IV/ 177 


S. 12 abgedruckt ist, läßt den Einfluß der deutschen 
Richtlinien für die Anordnung und Ausführung von 
Fahrbahnmarkierungen auf Bundesfernstraßen (Ver- 
kehrsblatt 1954 S. 256) erkennen. Tatsächlich geht 
das Übereinkommen auch nur geringfügig über die 
deutsche Regelung der Straßenmarkierungen hinaus. 

Die weißen bzw. gelben Markierungen haben sich 
als die wirkungsvollsten Maßnahmen zur Hebung 
der Verkehrssicherheit und Verkehrsflüssigkeit er- 
wiesen. Es ist daher sehr zu begrüßen, daß sie durch 
dieses Übereinkommen in ganz Europa einheitlich 
eingeführt werden sollen. 

Das Übereinkommen ist am 10. August 1960 in 
Kraft getreten. Vertragsparteien sind bisher Belgien, 
Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Portugal, 
Tschechoslowakei, Türkei und Jugoslawien. Außer- 
dem hat sich der afrikanische Staat Ghana dem 
Übereinkommen angeschlossen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Überein- 
kommen am 13. Dezember 1957 unter dem Vorbe- 
halt der Ratifikation unterzeichnet. Der Ausschuß 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen hat den 
Gesetzentwurf in seiner 5. Sitzung vom 21. Februar 
1962 beraten und gebilligt. 


Bonn, den 22. März 1962 


Seifriz 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 177 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 21. Februar 1962 


Der Ausschuß 

für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Bleiß Seifriz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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